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Schutz f�r GBW-MieterInnnen
Wohnungen müssen in öffentlicher Hand 

bleiben!

Zweimal wurde die Entscheidung über die 
Stadt-Umland-Bahn nun bereits verscho-
ben. Über die Sommerpause haben die 
Gegner dieses innovativen Verkehrsmittels 
jetzt noch einmal Zeit zum Nachdenken. 
Ende September wird dann entschieden, 
ob in Erlangen in Sachen Stadtentwick-
lung endlich ein Gang höher geschaltet 
wird oder ob bei der Verkehrssituation 
alles so bleibt wie bisher. 
Für die SPD ist klar: Die StUB zwischen 
Nürnberg, Erlangen, Herzogenaurach und 
Uttenreuth ist die richtige Antwort auf den 
täglichen Verkehrskollaps und stellt die 
Weichen für eine gesunde ökonomische 
und ökologische Weiterentwicklung unse-
rer Stadt. Die Bahn  verbindet die großen 
Arbeitgeber der Region mit den Wohnge-
bieten, schafft eine attraktive Verbindung 
für die Studierenden in Nürnberg und Er-
langen, verlagert den Autoverkehr auf die 
Schiene und entlastet so die Bürgerinnen 
und Bürger vom Verkehr und nutzt zu-
dem Klimaschutz und Energiewende. Die 
Argumente können zahlreich fortgesetzt 
werden: eine StUB verbindet die Städte in 
der Metropolregion, schafft neue Möglich-
keiten der Stadtentwicklung wie bei der 
Ansiedlung von Gewerbe oder der Ent-
wicklung weiterer Wohngebiete, ...
Das Gegenkonzept zur StUB, ein regional-
optimiertes Bussystem ist aus Sicht der 
SPD keine echt Alternative. Schon heute 
können die Busse in der Innenstadt den 

Verkehr kaum noch abwickeln. Weitere 
Busse, die auch im Stau stehen sind hier 
keine Lösung. Und eine Lösung, die kei-
ne ist, wird auch dadurch nicht zu einer 
Alternative, dass sie weniger Geld kostet. 
Vor allem, wenn dabei nicht bedacht 
wird, dass auch für dieses System eine 
neue Trasse benötigt wird und nur schie-
nengebundene Systeme förderfähig sind!
Noch ein Wort zu Finanzierung: natürlich 
sind 6,5 Millionen Euro pro Jahr keine 
Kleinigkeit. Die entscheidende Frage ist 
aber, ob der Verzicht auf diese Investition 
die Stadt nicht am Ende teurer kommen 
wird. Denn die großen Arbeitgeber der 
Region sehen die StUB als einen wesentli-
chen Standortfaktor. Ohne sie verliert die 
Region und unsere Stadt an Attraktivität. 
Dies kann sich negativ auf die Ansiedlung 
von neuen Unternehmen auswirken oder 
sogar die Abwanderung von ansässigen 
Unternehmen befördern. Im Vergleich 
dazu sind 6,5 Millionen Euro nicht viel 
Geld. Die SPD-Fraktion hat das Finanzre-
ferat aufgefordert, konkrete Szenarien zu 
entwickeln, wie die StUB zu fi nanzieren 
ist. Es wird ein Mix aus Einnahmesteige-
rungen, Investitionsstreckung und maß-
voller Neuverschuldung notwendig sein, 
um dieses Zukunftsprojekt in unserer 
Stadt umsetzen zu können.   


Stadt-Umland-Bahn
Jetzt wird es ernst!
Die Gegner des Projektes zögern die Entscheidung für eine Stadt-Umland-Bahn im-

mer weiter hinaus. Für die SPD ist klar: wir müssen diese Chance nutzen und endlich 

die Weichen pro StUB stellen!

Bilden Sie sich selber 
eine Meinung zur 

StUB und diskutieren 
Sie mit!

* BürgerInitiative für
Umweltverträgliche 

Mobilität im 
Schwabachtal: 

www.stub-jetzt.de

*Infos der VGN:
 http://www.vgn.de/

90fa6d39-9962-5490-
c011-4485ead50208

* Diskussionsforum 
der Stadt Erlangen:  

http://www.erlangen.
de/InstantForum/
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Der ãNeue FrankenhofÒ
Die ersten Pläne liegen vor



Die Kulturausschuss-Mitglieder der SPD-
Fraktion und Vorsitzender Dr. Florian Ja-
nik trafen sich mit dem Leiter des Fran-
kenhofs, Tassilo Schäfer, zu einem ersten 
Überblick über die Grobplanung des 
„Neuer Frankenhof“. Dabei konnte Herr 
Schäfer als sichere zukünftige Nutzer be-
reits die städtische Sing- und Musikschule 
(SMS), das Deutsch-Französische Institut, 
die Jugendkunstschule und voraussicht-
lich Teile der VHS und den Bereich der 
Stadtteilkultur nennen; weiterhin wird 
auch die Nutzung durch Vereine (aller-
dings mit Mehrfachbelegung der einzel-
nen Räume) eingeplant. Dabei werden für 
die SMS „instrumenten-kompatible“ Mu-
sikkabinen eingerichtet werden, die auch 
schulisch genützt werden können, wenn 
die Notwendigkeit besteht. Ein neues Ser-
vicebüro für alle städtischen Kulturange-
bote soll den Zugang zu Informationen, 
der Anmeldung zu Kursen und das Bu-
chen von Räumen und Veranstaltungen 
erleichtern. 

Sehr erfreulich für alle Anwesenden: Die 
Statik-Untersuchung ergab einen soliden 
und belastbaren Bau! Der vielen Erlangern 
ans Herz gewachsene Frankenhof kann 
also stehen bleiben und eventuell sogar 
noch um einen Saal erweitert werden!
Der Turm soll in zwei Stockwerken Ver-
waltungsräume aufnehmen, die übrigen 

Geschosse sollen Jugendgästehaus bleiben. 
Birgit Hartwig, jugendpolitische Spreche-
rin, begrüßte sehr, dass damit insbeson-
dere für SchülerInnen der Berufsschule 
im Blockunterricht und StudentInnen zu 
Semesterbeginn Übergangswohnmöglich-
keiten geboten werden, und dass auch Be-
sucher aus Partnerstädten hier preiswert 
unterkommen können. 

Die Fraktion der SPD setzt sich seit Jahren 
dafür ein, dass der Frankenhof ein belieb-
tes und gerne genutztes Zentrum der be-
gegnung im herzen der Innenstadt bleibt. 
Ursula Lanig, kulturpolitische Sprecherin 
ist überzeugt: „Durch eine Modernisierung 
mit Augenmaß, durch attraktivere Räume 
und eine sinnvollere Belegung werden wir 
die Kooperation von Bereichen, die sich 
für Kultur und Zusammenleben in Erlan-
gen engagieren, erleichtern und verbes-
sern.“  Die Begeisterung Tassilo Schäfers 
für „sein Haus“ weise einen guten Weg in 
die Zukunft, wenn mit der Sanierung und 
Neuordnung des Hauses endlich ernst ge-
macht und der „Entwicklungsplan öffent-
lich-kultureller Gebäude“ - verabschiedet 
2009! -  umgesetzt wird. Für Fraktionsvor-
sitzenden Florian Janik ist klar: „Wir wol-
len den neuen Frankenhof – die SPD wird 
sich für die Neukonzeption und zügige Sa-
nierung des Frankenhofs einsetzen!“    

Der ãNeue FrankenhofÒ
der Nebel um das k�nftige Innenstadtzentrum f�r kulturelle 
Bildung lichtet sich!
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Die Bahn kommt! - Die Mauer auch?
L�rmschutz in erlangen
Montag, den 1. Oktober 2012 um 19 Uhr im E-Werk

Es informieren:

Martin Burkert, MdB

Dr. Florian Janik, Vorsitzender der SPD-Stadtratsfraktion

und Experten der deutschen Bahn
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Die Fakten sind lange bekannt: Die baye-
rische Landesbank  unter „Aufsicht“ des 
CSU-geführten bayerischen Finanzmi-
nisteriums verzockt Milliarden mit dem 
völlig überteuerten Ankauf der öster-
reichischen Hypo-Alpe-Adria. Die Staats-
regierung überweist der BayernLB 10 
Milliarden, um deren Zusammenbruch zu 
verhindern. Sie will dieses Geld aber wie-
der zurückhaben. Da kommt ihr die For-
derung der EU-Kommission sehr gelegen. 
Diese wittert Wettbewerbsverzerrung und 
verlangt, dass sich die BayernLB von allem 
trennt, was nicht zum Bank-Kerngeschäft 
gehört. Sie muss u.a. ihren 92%-Anteil am 
Wohnungsunternehmen GBW AG verkau-
fen. Bayernweit sind 30.000 Wohnungen 
betroffen, davon allein 2.400 in Erlangen. 
Den Mieterinnen und Mietern samt ihren 
Familien droht die Übernahme durch 
private Investoren („Heuschrecken“), für 
die die GBW-Immobilien lediglich  Ren-
dite- und Spekulationsobjekte sind.  Für 
Tausende von Menschen, die auf preiswer-
ten Wohnraum angewiesen sind, wurden 
mit dem Verkaufsdruck auf die Bayern LB 
massive Ängste erzeugt. „Damit aber nicht 
genug“, so SPD-Fraktionsvorsitzender Dr. 
Florian Janik,  „ihr Grundrecht auf  eine 
sichere und bezahlbare Wohnung soll 
nun auf dem Markt verhökert werden, um 
die BayernLB und den Staatshaushalt zu 
sanieren“. 
Auf Antrag der SPD hat der Erlanger Stadt-
rat die städtische Gewobau beauftragt, alle  
wirtschaftlich vertretbaren Möglichkeiten 
auszuschöpfen, um gemeinsam mit den 
betroffenen Großstädten in Bayern bzw. 
den kommunalen Wohnungsbauunter-
nehmen die Wohnungen zu erwerben. Zu 
einer Info-Veranstaltung der SPD kamen 
weit über 300 GBW-MieterInnen. Ermutigt 

und unterstützt durch Landtagsabgeord-
nete Angelika Weikert und die SPD-Stadt-
räte Dr. Florian Janik und Gisela Niclas 
nahmen die MieterInnen ihre Interessen 
selbst in die Hand. Wie die MieterInnen 
in Nürnberg und München schickten sie 
Petitionen an den Landtag und traten im 
Fernsehen auf. Die Erlanger GBW-MieterIn-
nen organisierten eine Bürgerfragestunde 
im Stadtrat, bei der der OB sich heraus re-
dete, was garnicht gut ankam. Sie fordern 
den Ankauf durch die Kommunen und 
Verbesserungen des Mieterschutzes durch 
Einzelverträge, denn nur das ist juristisch 
belastbar. Sie zitieren die Landtagsabge-
ordneten aller politischen Couleurs in 
den vollen Redoutensaal und stellen v.a. 
der CSU unbequeme Fragen. 
Und sie haben Erfolg: Der CSU-Finanzmi-
nister, der lange behauptet hat, die EU 
verbiete einen Verkauf an die Kommunen, 
wird durch das Dementi der EU-Kommissi-
on der Lüge überführt. Der CSU-Minister-
präsident verspricht aufgrund des öffent-
lichen Drucks verbesserten Mieterschutz 
(„Sozialcharta plus“):  Alle Mietverträge 
sollen vor dem Verkauf ergänzt werden. 
Kurz darauf die präsidiale Kehrtwende: 
Keine sofortigen Zusatzverträge,   die Käu-
fer sollen lediglich später dazu verpfl ich-
tet werden.  Auch die Zusage der Bayeri-
schen Staatsregierung, den Wortlaut des 
Abkommens mit der EU-Kommission zu 
veröffentlichen, wurde bisher nicht einge-
halten. „Dieses Spiel mit den Ängsten der 
MieterInnen ist menschenfeindlich“, so 
Gisela Niclas, sozial- und wohnungspoliti-
sche Sprecherin der SPD im Erlanger Stadt-
rat. Die SPD in Bayern und Erlangen steht 
weiter an der Seite der Mieterinnen und 
Mieter und für einen Verbleib der GBW-
Wohnungen in öffentlicher Hand.   

SPD fordert Sicherheit f�r MieterInnen 
GBW-Wohnungen m�ssen in �ffentlicher Hand bleiben! 

Sind auch Sie betroffen?
Kontakt zur Initiative können Sie entweder über unser Büro aufnehmen 
oder Sie wenden sich direkt an 

Frau Helga Sirotek  Hans-Geiger-Str. 39 91052 Erlangen 
helga.sirotek@nefkom.net 09131/ 36862 oder

Frau  Anja Barth  Wehneltstr. 27  91052  Erlangen
Barth_Anja@web.de  09131/ 14642

Die Sendung „quer“ 
des bayrischen Rund-
funks vom 14.06.2012 
können Sie hier he-
runterladen: http://
w w w . b r - o n l i n e .
de/podcast/video-
download / bayer i -
s c h e s - f e r n s e h e n /
mp3-download-pod-
cast-quer.shtml#
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„Es ist an der Zeit, für eine verbesserte 
personelle Ausstattung der Träger und 
für mehr Transparenz zu sorgen“, so das 
einhellige Fazit aus einem Fachgespräch, 
zu dem Angelika Weikert zusammen mit 
ihrem Landtagskollegen Stefan Schuster 
und den SPD-Fraktionen aus Erlangen 
und Erlangen-Höchstadt die Träger und 
das Fachpersonal von Erlanger Kinderbe-
treuungseinrichtungen Anfang Juli einge-
laden hatte.
Aus Sicht der Träger sind dringend Ver-
besserungen bei der Personalausstattung 
notwendig. Die gesetzlich festgelegten Stel-
lenzahlen für die Betreuung von Kindern 
lassen sich in der täglichen Arbeit nicht 
einhalten. Bislang werden bei der Berech-
nung der Zuwendungen nämlich viele der 
anfallenden Arbeiten nicht angerechnet, 
während z.B. zusätzlich geleistete Elternar-
beit nicht berücksichtigt wird. Insbeson-
dere Verwaltungs-  sowie Vor- und Nach-
bereitungszeit müssen stärker einbezogen 
werden; auch Urlaubs- und Krankheitszei-
ten sind aufzunehmen. 
Wie der Erlanger Referent für Kultur, Ju-
gend und Freizeit, Dr. Dieter Rossmeissl, 
ausführte, ist die in der Gesetzesnovelle 
geplante Verbesserung des Mindestanstel-
lungsschlüssels zwar positiv zu bewerten, 
aber „damit er kostendeckend ist, müsste 
er weiter erhöht werden“, so Rossmeissl. 
Die geplante Anhebung des Mindestan-
stellungsschlüssels entspricht einer Ver-
besserung des Angebots um etwa 4,5 Pro-

zent, d.h. etwa 50 Millionen Euro. Die von 
der Regierung angesetzten 33 Millionen 
reichen also ganz und gar nicht aus. Das 
Ministerium muss dringend transparent 
machen, wie es auf diese Summe kommt.
Weikert hat diesbezüglich eine Anfrage 
an die Regierung gestellt.
Von den Diskussionsgästen wird auch die 
schlechte Informationspolitik der Landes-
regierung massiv kritisiert: Offenbar ist 
nicht einmal die Gesetzesnovelle fl ächen-
deckend an die Jugendämter verschickt 
worden, die Informationen mussten wei-
testgehend selbst zusammengesucht wer-
den! Dies wirkt sich natürlich auch ver-
unsichernd und irritierend auf die Träger 
und Einrichtungen aus, wenn diese die 
schlechte Zeitplanung und die schlechte 
Informationspolitik der Landesregierung 
ausbaden müssen. 
Ein wichtiges Anliegen der Träger ist zu-
dem, dass die Ausbildung dringend refi -
nanziert werden muss, jedoch ohne die 
Auszubildenden in den Pauschalschlüssel 
mit hinein zu rechnen. 
Im anstehenden Gesetzgebungsverfahren 
wollen die Sozialdemokraten sich weiter 
für diese Forderungen einsetzen und dar-
über hinaus dafür kämpfen, neue büro-
kratische Hürden bei der Inklusion von 
Kindern mit Behinderung zu verhindern. 
Zudem will die SPD für eine verstärkte 
Anerkennung der Bemühungen von Trä-
gern in der Aus- und Weiterbildung sowie 
in der Fachberatung sorgen.    

Novellierung des BayKiBiG
Fachgespr�ch in Erlangen

„Frau Haderthauer muss bei der anstehenden Novellierung des Bayerischen Kinder-

bildungs- und Betreuungsgesetzes (BayKiBiG) die Sorgen der Kinderbetreuungsein-

richtungen und der Träger endlich ernst nehmen!“

Informationsfahrt in die Landwirt-
schaftlichen Lehranstalten Triesdorf
Am Freitag, 14.09.2012, Abfahrt: 10.00 Uhr,  Rückkehr: ca. 18.30 Uhr

Treff punkt: 9.45 Uhr, Busbahnhof am Parkplatz West, Erlangen
Stadt- und Bezirksrätin Gisela Niclas läd zu einer Informationsfahrt in 
eine der größten Bildungseinrichtungen des Bezirks Mittelfranken. 

Mehr Informationen erhalten Sie unter www.spd-erlangen.de
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Fraktionsausflug
Fahrradparkhaus und Landesgartenschau
Wie in jedem Jahr machte die SPD-Frakti-
on auch in diesem Sommer einen Ausfl ug 
in eine bayrische Stadt, um sich mit Kol-
legen anderer SPD-Fraktionen zu treffen 
und sich dort im angenehmen Rahmen 
über aktuelle Themen zu informieren 
und auszutauschen. Dieses Jahr führte der 
Ausfl ug der Fraktion in das nahegelegene 
Bamberg.
Als Start in das Programm führten Mit-
arbeiter der Bamberger Stadtwerke durch 
das neue Fahrradparkhaus hinter dem 
Bahnhof. Pendler etwa können hier schon 
für nur 50 Cent am Tag ihr Rad vor Witte-

rung und 
Diebstahl 
geschützt 
unterstel-
len und 
sogar die 
Akkus ih-
rer E-Bikes 
während 
der Park-
zeit laden. 

Da sich die SPD-Fraktion schon lange eine 
solche Einrichtung auch für Erlangen 
wünscht, war das Interesse und die Begeis-
terung groß, dies hier in einem denkmal-
geschützten Gebäude so gut umgesetzt zu 
sehen. Und auch die Bamberger nehmen 
ihr Radhaus fränkisch bedächtig mehr 
und mehr an.
Im Anschluss begrüßte der gerade wie-
dergewählte Oberbürgermeister Andreas 
Starke (SPD) die Erlanger Delegation im 
historischen Rathaus zu einem kleinen 
Empfang und stellte uns die Entwicklun-
gen in Bamberg der letzten Jahre und sei-
ne Ziele für die Zukunft vor. Er bot Frak-
tionsvorsitzenden Dr. Florian Janik auch 
zukünftig einen regen Meinungsaustausch 
und eine gute Vernetzung als Nachbarn 
in der Metropolregion an.
Im Anschluss führte ein Fußweg durch die 
Altstadt die Fraktion auf das Gelände der 
Landesgartenschau (LGA), dass sich auf 
der sogenannten ERBA-Insel befi ndet und 

früher die Baumwollspinnerei Erba (Erlan-
gen-Bamberg) beheimatete. Hier wird über 
die LGA die Chance genutzt, aus einer In-
dustriebrache das neue Viertel „Nordpark“ 
zu entwickeln. Das Gelände wird zukünf-
tig für Wohnbebauung und für den Uni-
Campus mit besonderem Augenmerk auf 
eine hohe Aufenthaltsqualität durch viele 
Grünfl ächen und Spielplätze genutzt wer-
den. Auch wurde die Gelegenheit genutzt, 
mit dem Renaturierungsprojekt „Fisch-
pass“ den Wasserlebewesen wieder zu er-
möglichen, das bestehende Wehr und die 
Kleinschleuse der Regnitz an der Erba zu 
umgehen. In einer Führung, bei der in ers-
ter Linie die Umnutzung von der Indus-
triebrache zum modernen, jungen Viertel 
thematisiert wurde, konnten die Stadträte 
und Stadträtinnen besonders mit ihrem 
Wissen zu „Ödi, die Ödlandschrecke“ bei 
den Bambergern punkten, ein geschütztes 
Insekt, das auch auf den Magerrasen in 
Bamberg, einem Teil der Sandachse, wie 
auch in Erlangen beheimatet ist.
Nach einer Bootsfahrt zurück in die Stadt 
liesen die Erlanger und Bamberger den 
Tag auf einem der sieben Hügel, in der 
Brauerei Greifenklau ausklingen.   

Die Landesgartenschau ist noch bis 7. Okto-
ber 2012 täglich geöff net. 
Kassenöff nungszeiten sind von 9:00 Uhr bis 
19:00 Uhr.
Des Weiteren gibt es eine Vielzahl an Abend-
veranstaltungen und ein längeres Verweilen 
am Abend auf dem Gelände ist möglich.

www.radhaus-
bamberg.de
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